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Deutschland hat am 1. Juli 2020 die 
Präsidentschaft im Rat der Eu-
ropäischen Union von Kroatien 

übernommen. Ähnlich wie für das jüng-
ste EU-Mitgliedsland Kroatien, das im 
ersten Halbjahr 2020 zum ersten Mal 
einen EU-Ratsvorsitz bestreiten durfte, 
wird auch die deutsche Ratspräsident-
schaft keine „normale“ Präsidentschaft 
sein. Seit dem Ausbruch der COVID-
19-Pandemie steht die gesamte EU vor 
neuen, bisher nie da gewesenen Heraus-
forderungen.  

 
Das Programm des Triovorsitzes 

(Deutschland, Portugal und Slowenien) 
wurde angepasst und das Hauptaugen-
merk auf die Bewältigung der wirt-
schaftlichen Folgen der Corona-Krise 
gelegt. Dessen ungeachtet bleiben viele 
der in den letzten Jahren ganz oben auf 
der EU-Agenda stehenden Themen – 
wie Klimawandel, Migration, Terroris-
mus – weiterhin aktuell. Im Bereich der 
inneren Sicherheit wird sich Deutsch-
land insbesondere einer Stärkung der 
„Polizeipartnerschaft“ in Europa wid-
men, um „mehr Zusammenarbeit und 
einen besseren Austausch von polizeili-
chen Erkenntnissen zwischen den Mit-
gliedstaaten und anderen Partnern“ zu 
erzielen, wie bereits anlässlich des Eu-
ropäischen Polizeikongresses in Berlin 
im Februar 2020 verkündet worden war 
(www.bmi.bund.de/SharedDocs/kurz-
meldungen/DE/2020/02/europaeischer-
polizeikongress.html). 

 
Die Covid-19-Pandemie hat mehr 

denn je gezeigt, wie stark die EU-Mit-
gliedstaaten voneinander abhängig sind 
und wie umfangreich sich die Maßnah-
men eines Staates (Grenzschließungen, 
Reisewarnungen) auf andere Staaten 
auswirken. Die Pandemie hat aber auch 
gezeigt, dass sich die EU-Mitgliedstaa-
ten und die EU-Institutionen besser ab-
stimmen müssen, damit die verschiede-
nen nationalen und europäischen Maß-
nahmen kongruent sind und das ge-
meinsame Ziel, möglichst rasch die Co-
vid-Krise zu überwinden, nicht konter-
karieren. Das gilt für die Gesundheits-
politik genauso wie für andere Politiken 
und Kooperationsformen.  

Polizeikooperation. Eine der bewähr-
testen Arten grenz überschreitender Zu-
sammenarbeit in Europa ist die polizei-
liche Zusammenarbeit, die in ihren Ur-
sprüngen auf dem Schengener Abkom-
men 1985 beruht. In letzter Zeit war 
nicht nur wegen der Covid-19-Maßnah-
men der einzelnen Mitgliedstaaten, son-
dern schon vorher aufgrund der Migra-
tionskrise 2015/16 eher von einer tief-
gehenden Krise des Schengenraums 
denn von seiner Reform die Rede. Das 
hat die deutsche Ratspräsidentschaft 
zum Anlass genommen, um „die grenz -
überschreitende Zusammenarbeit unse-
rer Polizeibehörden in einer Europäi-
schen Polizeipartnerschaft“ zu verbes-
sern. „Polizistinnen und Polizisten in 
der Europäischen Union sollen so die 
notwendigen Informationen aus anderen 
Mitgliedstaaten zur Verfügung stehen.“ 
(So lauten die Vorgaben laut „Gemein-
sam. Europa wieder stark machen. Pro-
gramm der deutschen EU-Ratspräsi-
dentschaft“, S. 19). Auch die Zusam-
menarbeit von Polizei, Zoll und Justiz 
soll verbessert werden.  

 
Verfügbarkeitsprinzip. Die von der 

deutschen Ratspräsidentschaft skizzierte 
Europäische Polizeipartnerschaft (Eu-
ropean Police Partnership – EuPP) soll 
sich auf ein im Grunde genommen alt-
bekanntes, aber deswegen nicht unbe-
dingt vollständig umgesetztes Prinzip 
gründen: dem vom Haager Programm 
2004 aufgestellten Grundsatz der Ver-
fügbarkeit von Informationen. Das Haa-
ger Programm sah vor, dass sich ab 1. 

Januar 2008 der Austausch von Infor-
mationen nach dem Grundsatz der Ver-
fügbarkeit funktionieren sollte. Dies be-
deutet, „dass unionsweit ein Strafverfol-
gungsbeamter in einem Mitgliedstaat, 
der für die Erfüllung seiner Aufgaben 
Informationen benötigt, diese aus einem 
anderen Mitgliedstaat erhalten kann und 
dass die Strafverfolgungsbehörde in 
dem anderen Mitgliedstaat, die über 
diese Informationen verfügt, sie – unter 
Berücksichtigung des Erfordernisses in 
diesem Staat anhängiger Ermittlungen – 
für den erklärten Zweck bereitstellt.“ 
(Haager Programm, S. 7). Dieser 
Grundsatz ist aber bislang unvollständig 
umgesetzt worden und gilt im Wesentli-
chen nur für jene Informationen, die 
nach den Prümer Beschlüssen ausge-
tauscht bzw. abgeglichen werden (wie 
DNA- oder Fingerabdruckdaten).  

Eine Revision der Prümer-Beschlüs-
se steht zumindest auch laut der Mittei-
lung der Europäischen Kommission 
über eine neue „Strategie für eine Si-
cherheitsunion“ im Raum, um diese im 
Lichte der neuesten technologischen, 
forensischen und datenschutzrechtli-
chen Entwicklungen anzupassen. Ein 
Legislativvorschlag könnte Ende 2020 
oder im ersten Halbjahr 2021 vorgelegt 
werden.  

 
Die Innenminister der EU-Mitglied-

staaten haben sich zu den Plänen der 
deutschen Präsidentschaft für eine 
EuPP am 7. Juli 2020 im Rahmen eines 
informellen Treffens per Videokonfe-
renz ausgetauscht und haben dieses 
Vorhaben mit breiter Zustimmung be-
dacht. Die Ratspräsidentschaft forderte 
die Europäische Kommission auf, die 
Ergebnisse bei der Diskussion über die 
neue Strategie für eine Sicherheitsunion 
zu berücksichtigen. Insbesondere solle 
die grenzüberschreitende Polizeizusam-
menarbeit im Lichte der Vielzahl beste-
hender bilateraler Staatsverträge ange-
passt und vereinfacht werden.  

Die Innenminister teilten ferner die 
Ansicht des Vorsitzes, dass ein beson-
derer Schwerpunkt auf die Bekämpfung 
des sexuellen Missbrauchs von Kindern 
und auf die Drogenkriminalität gelegt 
werden sollte. Es seien gerade die Ent-FO
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Polizei-Kooperation verstärken    
Eine Europäische Polizeipartnerschaft: Die Schwerpunkte des deutschen EU-Ratsvorsitzes  

und der Europäischen Kommission im Bereich innere Sicherheit.

Bundesinnenminister Horst Seehofer 
beim virtuellen Treffen der EU-Innenmi-
nister: Deutschland forciert Stärkung 
der „Polizeipartnerschaft“ in Europa. 
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wicklungen im Cyber-Raum, die Anlass 
zur Sorge geben. Dies habe sich 
während der Covid-19-Pandemie noch 
verstärkt. Zu diesem Zweck sollen nach 
den Absichten der deutschen Ratspräsi-
dentschaft die verfügbaren Möglichkei-
ten des Informationsmanagements voll 
ausgeschöpft werden, damit jeder Poli-
zeibeamte in jedem Mitgliedstaat unter 
Einhaltung der geltenden Gesetze jeder-
zeit auf die von ihm benötigten Infor-
mationen aus jedem anderen Mitglieds-
staat zugreifen kann.  

Die Mitgliedstaaten waren sich ei-
nig, dass Instrumente wie Prüm und SIS 
wirksamer eingesetzt werden müssen, 
was eine qualitativ hochwertigere und 
vollständigere Versorgung dieser Syste-
me impliziert. 

 
Sicherheitsunion. Die bereits er-

wähnte Mitteilung der Europäischen 
Union über eine neue Strategie zur Si-
cherheitsunion soll die wichtigsten Her-
ausforderungen im Sicherheitsbereich 
für den Zeitraum 2020-2025 abdecken 
und den Rahmen für die zu treffenden 
Maßnahmen abgrenzen. Sie soll nach 
den Plänen des für den Bereich Inneres 
verantwortlichen Kommissions-Vize-
präsidenten Margaritis Schinas die bis-
lang nach Silostrukturen funktionieren-
de Behandlung der Sicherheitspolitik 
überwinden. Die Kommission wertet in 
dieser Mitteilung die Cyber-Sicherheit 

als eine Angelegenheit, die von strategi-
scher Bedeutung ist, was die umfassen-
de Bekämpfung der cyber-bezogenen 
Kriminalität erfordert. Es wird daher in 
den kommenden fünf Jahren gesetzge-
berische Initiativen zur Überarbeitung 
der NIS-Richtlinie (Network Informati-
on System), zur Revision der Gesetzge-
bung im Bereich kritischer Infrastruk-
tur, zum Zwecke der Resilienz des Fi-
nanzsektors sowie etliche nicht legisla-
tive Maßnahmen geben (so ist etwa der 
Aufbau einer gemeinsamen Cyber-Ein-
heit vorgesehen).  

 
Cyber-Sicherheit. Diese Fokussie-

rung auf den Bereich Cyber-Sicher-
heit/Cyber-Kriminalität deckt sich auch 
mit den tatsächlichen Befürchtungen 
der Bürgerinnen und Bürger, wie eine 
aktuelle Umfrage (Your rights matter: 
Security concerns and experiences, 
2020) der EU-Grundrechteagentur 
(FRA) mit Sitz in Wien ergab. Laut die-
ser Umfrage sind etwa 55 Prozent der 
Befragten besorgt, dass die Informatio-
nen, die sie online und in sozialen Me-
dien austauschen, mit böswilliger Ab-
sicht abgerufen werden könnten.  

Neben der Angst vor Cybercrime 
zeigte sich jeder dritte Befragte (31 Pro-
zent) besorgt darüber, dass Unterneh-
men ohne Erlaubnis auf die persönli-
chen Daten zugreifen könnten. Einer 
von fünf Menschen in der EU ist zudem 

sehr besorgt, einen Terroranschlag zu 
erleben. Bei der Umfrage wurden ca. 
36.000 Personen in den EU-Mitglied-
staaten, dem Vereinigten Königreich 
und Nordmazedonien befragt.  

Die Covid-19-Pandemie hat nicht 
nur die cyber-bezogene Kriminalität 
verstärkt, sondern auch die Verbreitung 
von Hassbotschaften, Desinformation 
und Verschwörungstheorien im Internet 
befeuert. Bereits 2016 wurde von der 
Kommission ein Verhaltenskodex her-
ausgegeben, der eine freiwillige Selbst-
bindung der Internetfirmen und sozialen 
Medien vorgesehen hat. Jetzt soll ein 
Schritt zu mehr (auch gerichtlich) 
durchsetzbarer Verbindlichkeit durch 
den im Herbst 2020 zu erwartenden Di-
gital Services Act gemacht werden. 
Dieses große Legislativpaket soll u. a. 
eine Klarstellung und Verstärkung der 
Verantwortlichkeit für digitale Dienste 
bringen, um die Verbreitung illegaler 
Inhalte, Güter oder Dienste zu bekämp-
fen.  

Ferner wurde bereits am 24. Juli 
2020 eine Strategie zur Bekämpfung se-
xueller Ausbeutung von Kindern im In-
ternet vorgelegt. Ebenso wird die Eu-
ropäische Kommission eine Agenda ge-
gen organisiertes Verbrechen und Men-
schenhandel vorlegen, die in Verbin-
dung mit einem neuen Aktionsplan ge-
gen den Menschenschmuggel die bis-
lang unterdurchschnittliche strafrechtli-
che Verfolgung und Verurteilung in 
diesen Bereichen verbessern und die 
operative Zusammenarbeit der betref-
fenden Strafverfolgungs- und Polizei-
behörden effektiver gestalten soll.  

Der Bekämpfung des Drogen- sowie 
des illegalen Waffenhandels sind spezi-
fische Mitteilungen bzw. ein Aktions-
plan mit konkreten Maßnahmen gewid-
met. Die Strategie gegen sexuelle Aus-
beutung von Kindern sowie die ange-
sprochenen Maßnahmen gegen Drogen- 
und illegalen Waffenhandel wurden ge-
meinsam mit der Strategie zur Sicher-
heitsunion präsentiert, was die Dring-
lichkeit des Handelns in diesen Berei-
chen unterstreicht.  

 
Die Abwehr der vielfältigen hybriden 

Bedrohungen‚ die den sozialen Zusam-
menhalt schwächen und das Vertrauen 
in Institutionen untergraben können, 
werden ebenfalls in der Mitteilung der 
Europäischen Kommission angespro-
chen – wiewohl sie schon länger auf der 
EU-Agenda sind. Dessen ungeachtet er-
fordern diese Herausforderungen noch FO

T
O

: G
E

R
D

 P
A

C
H

A
U

E
R

Die Covid-19-Pandemie hat mehr denn je gezeigt, wie stark die EU-Mitgliedstaaten 
voneinander abhängig sind und wie umfangreich sich die Maßnahmen eines Staa-
tes (Grenzschließungen, Reisewarnungen) auf andere Staaten auswirken.  



mehr Anstrengungen der Europäischen 
Union und insbesondere eine enge Ab-
stimmung zwischen den verschiedenen 
involvierten Kommissaren (Justiz, Inne-
res) und dem Hohen Vertreter für die 
Gemeinsame Außen- und Sicherheits-
politik Josep Borrell. Zentrale Maßnah-
me wird die Erstellung eines EU-Kon-
zepts für die Abwehr hybrider Bedro-
hungen sein. Dieses Konzept wird die 
Früherkennung, Analyse, Sensibilisie-
rung sowie den Aufbau von Resilienz 
bis hin zur Prävention bis und Krisenre-
aktion bzw. Folgenbewältigung ab-
decken. 

 
Die Terrorismusbekämpfung beginnt 

mit Maßnahmen gegen die Polarisie-
rung der Gesellschaft sowie gegen Dis-
kriminierung und andere Faktoren, die 
die Menschen anfälliger für radikales 
Gedankengut machen können“ (Eu-
ropäische Kommission, Pressemittei-
lung, 24.7.2020). Dieser Ansatz ent-
spricht auch dem Zugang, den Öster-
reich jahrelang in den relevanten Gre-
mien (wie CATS, COSI) vertreten hat 
und sich auch mit den Vorgaben der 
österreichischen Sicherheitsstrategie 
(ÖSS) deckt.  

Ein starkes europäisches Sicher-
heitsökosystem. Die Europäische Kom-
mission setzt mit der Verbesserung der 
operativen Zusammenarbeit und der 
Schaffung eines Polizeikooperations-
Kodex für spezifische Formen der Zu-
sammenarbeit von Strafverfolgungs-
behörden sowie mit einer Überarbei-
tung der Europol-Verordnung weitere 
Schwerpunkte.  

 
Die Überarbeitung des so genannten 

EMPACT, einem operativen Politikzy-
klus, der verschiedene Kriminalitätsbe-
reiche durch das Zusammenwirken der 
verschiedenen EU-Agenturen und der 
Strafverfolgungs- und Polizeibehörden 
der Mitgliedstaaten adressiert, sowie die 
Absicht, die Beziehungen zu Interpol zu 
intensivieren, zeigen, dass diese Kom-
mission stärker als in der Vergangenheit 
der polizeilichen Zusammenarbeit mehr 
Gewicht verleihen möchte. Dies ist sehr 
zu begrüßen, da es nicht nur einem 
während der Entstehungsphase der Mit-
teilung zur Sicherheitsunion artikulier-
ten Forderung Österreichs entspricht, 
sondern eine absolute Notwendigkeit 
darstellt, zumal der derzeitige rechtliche 
Rahmen der (operativen) polizeilichen 

Zusammenarbeit auf EU-Ebene 30 Jah-
re alt ist und entsprechend modernisiert 
werden sollte. Dabei wären wohl auch 
Anstrengungen zu unternehmen, um 
rechtliche Grundlagen etwa für den 
grenzüberschreitenden Einsatz von 
Flugsicherheitsbegleitern (Air Mars-
hals) vorzusehen, damit diese zumin-
dest EU-weit unabhängig vom Vorlie-
gen bilateraler völkerrechtlicher Verträ-
ge von sämtlichen EU-Staaten in An-
spruch genommen werden können. 
Nicht zuletzt werden die nächsten Mo-
nate entscheidend sein, um allenfalls 
doch noch das künftige Verhältnis der 
EU zum Vereinigten Königreich im so 
wichtigen Bereich der polizeilichen Zu-
sammenarbeit zu regeln. Das Vereinigte 
Königreich ist mit 31. Jänner 2020 aus 
der EU ausgetreten, wird aber bis Ende 
2020 noch den sämtlichen EU-Besitz-
stand anwenden bzw. wird es im We-
sentlichen als Mitgliedstaat behandelt 
(auch wenn es als nunmehriger Dritt-
staat aus allen EU-Institutionen ausge-
treten ist). Leider blieben die Verhand-
lungsfortschritte in diesem Bereich bis-
lang bescheiden, was einen „hard BR-
EXIT“ bis Jahresende durchaus wahr-
scheinlich macht.                      A.-M. M.


